
 

 
- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 
 

Verkündet am 
16. März 2010 
 
 
 
 
 

Az: B 2 U 2/09 R 
 
L 6 U 149/05 (LSG Sachsen-Anhalt) 
S 11 U 71/04 (SG Halle) 
 
 
 
……………….., 
 
 
 Klägerin und Revisionsklägerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………….., 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Unfallkasse Sachsen-Anhalt, 
vertreten durch den Geschäftsführer ………………………….., 
Käsperstraße 31, 39261 Zerbst, 
 
 Beklagte und Revisionsbeklagte, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………. 
  
  
  
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom 

16. März 2010 durch den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r ,    den Richter 

M u t s c h l e r    und den Richter   H e i n z    sowie die ehrenamtliche Richterinnen 

H a a s e    und   E n d e  

für Recht erkannt: 

 

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt 

vom 21. August 2008 wird zurückgewiesen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Streitig ist, ob die Beklagte der Klägerin über den 30.11.2003 hinaus eine Verletztenrente nach 

einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) um 20 vH und diese auf unbestimmte Zeit zu zah-

len hat. 

 

Die Klägerin war als Lehrerin beschäftigt. Während einer Klassenfahrt rutschte sie am 

26.1.2001 bei Glatteis vor einem Hotel aus und fiel auf das linke Handgelenk. Dadurch erlitt sie 

einen verschobenen gelenksnahen Speichenbruch mit Gelenkbeteiligung. 

 

Die Beklagte stellte fest, dass dies ein Arbeitsunfall war und die Klägerin seit dem 25.3.2001 

Anspruch auf eine Rente als vorläufige Entschädigung nach einer MdE um 20 vH hat. Als 

Unfallfolgen bezeichnete sie eine Bewegungseinschränkung des linken Handgelenks, eine 

Einschränkung der Unterarmdrehfähigkeit nach außen, eine Minderung der Kraft der Hand, 

Missempfindungen im Bereich der ersten Zwischenfingerfalte, eine Kalksalzminderung des 

Handskeletts sowie röntgenologisch nachweisbare umformende Veränderungen im ehemaligen 

Bruchbereich (Bescheid vom 2.11.2001). 

 

Nachdem die Beklagte die Klägerin angehört hatte, "entzog" sie die als vorläufige Entschädi-

gung gewährte Rente mit Ablauf des 30.11.2003 und erklärte, die Klägerin habe keinen An-

spruch auf eine Rente auf unbestimmte Zeit (Bescheid vom 18.11.2003; Widerspruchsbescheid 

vom 21.4.2004). Nach § 62 Abs 2 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII) setze die Feststel-

lung einer Rente auf unbestimmte Zeit vor dem Ablauf von drei Jahren seit dem Unfallereignis 

eine Änderung der Verhältnisse nicht voraus. Die noch vorliegenden Unfallfolgen minderten die 

Erwerbsfähigkeit nicht um wenigstens 20 vH. 

 

Das Sozialgericht (SG) Halle hat die Klagen abgewiesen (Urteil vom 12.10.2005). Das Landes-

sozialgericht (LSG) Sachsen-Anhalt hat die Berufung der Klägerin zurückgewiesen (Urteil vom 

21.8.2008). Der Ablehnung der Gewährung einer Rente auf unbestimmte Zeit stehe der Be-

scheid vom 2.11.2001, mit dem eine Rente als vorläufige Entschädigung nach einer MdE um 

20 vH bewilligt worden sei, nicht entgegen. Die Beklagte müsse nicht begründen, dass es zu ei-

ner Änderung in den Verhältnissen gekommen sei. Die in dem angefochtenen Bescheid mitge-

teilte "Entziehung" habe über die Festsetzung des Endes der Gewährung der vorläufigen Ent-

schädigung hinaus keinen eigenen Regelungsgehalt. Die Folgen des Unfallereignisses vom 

26.1.2001 seien mit einer MdE unter 20 vH zu bewerten. 

 

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt die Klägerin, entgegen der Auffassung des LSG 

könne die "Entziehung" der Rente nur erfolgen, wenn eine wesentliche Änderung der 
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Verhältnisse iS des § 48 Abs 1 Satz 1 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) vorliege. § 62 

Abs 2 Satz 2 SGB VII gelte nur im Falle einer Rentengewährung, nicht einer Ablehnung. Der 

Versicherte bedürfe eines besonderen Schutzes, welcher durch das Merkmal der "wesentlichen 

Änderung der Verhältnisse" gewährleistet werde. Ohne eine solche Änderung könne folglich die 

MdE nicht abweichend von dem Verwaltungsakt bewertet werden, mit dem ein Recht auf eine 

Rente als vorläufige Entschädigung festgestellt worden sei. Davon abgesehen bedingten auch 

die Folgen des Unfallereignisses vom 26.1.2001 eine MdE um 20 vH. 

 

Die Klägerin beantragt, 

die Urteile des Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt vom 21. August 2008 und des So-

zialgerichts Halle vom 12. Oktober 2005 sowie die Aufhebungs- und die Ablehnungsent-

scheidung im Bescheid vom 18. November 2003 in der Gestalt des Widerspruchs-

bescheides vom 21. April 2004 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihr über den 

30. November 2003 hinaus Verletztenrente nach einer MdE um 20 vH zu zahlen. 

 

Die Beklagte beantragt, 

die Revision zurückzuweisen. 

 

Sie schließt sich den Ausführungen des LSG an. 

 

 

 

II 

 

Die zulässige Revision der Klägerin ist unbegründet. 

 

Das LSG hat ihre Berufung gegen das die Klagen abweisende Urteil des SG zu Recht 

zurückgewiesen. Die in dem Bescheid vom 18.11.2003 in der Gestalt des 

Widerspruchsbescheides vom 21.4.2004 enthaltenen Verwaltungsakte sind rechtmäßig. Durch 

sie hatte die Beklagte noch hinreichend bestimmt erstens die Feststellung des Rechts auf 

Rente als "vorläufige Entschädigung" im Bescheid vom 2.11.2001 zum Ablauf des 30.11.2003 

insgesamt aufgehoben und zweitens festgestellt, dass ab 1.12.2003 ein Recht auf Rente auf 

unbestimmte Zeit nicht besteht. Daher ist auch die auf Verurteilung zur Zahlung einer Rente 

gerichtete Leistungsklage unbegründet. 

 

1. Die Beklagte war nach § 62 Abs 2 Satz 2 SGB VII ermächtigt (§ 31 Erstes Buch 

Sozialgesetzbuch), diese beiden Verwaltungsakte zu erlassen. Die Vorschrift verdrängt § 48 

SGB X. 
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§ 62 Abs 2 Satz 2 SGB VII bestimmt, dass bei der erstmaligen Feststellung der Rente nach der 

vorläufigen Entschädigung der Vomhundertsatz der MdE abweichend von der vorläufigen Ent-

schädigung festgestellt werden kann, auch wenn sich die Verhältnisse nicht geändert haben. 

Nach Satz 1 aaO wird die Rente jedoch spätestens mit Ablauf von drei Jahren nach dem Versi-

cherungsfall kraft Gesetzes nicht mehr als "vorläufige Entschädigung", sondern als "Rente auf 

unbestimmte Zeit" geleistet, sodass der "Vorläufigkeitsvorbehalt" (dazu unten) in dem den Ren-

tenanspruch feststellenden Verwaltungsakt gesetzesunmittelbar entfällt. 

 

Die Spezialermächtigung des § 62 Abs 2 Satz 2 SGB VII greift unter drei Voraussetzungen ein: 

Erstens darf der Träger das Recht auf die Rente bisher nur "vorläufig" anerkannt haben. 

Zweitens muss er beabsichtigen, diese "vorläufige" Feststellung zu ändern und erstmals 

darüber zu entscheiden, ob dem Versicherten der Rentenanspruch auf unbestimmte Zeit zu-

steht. Drittens muss er diese Verwaltungsakte dem Versicherten innerhalb des Zeitraums von 

drei Jahren seit dem Arbeitsunfall bekanntgeben. 

 

Die Ermächtigung befugt den Unfallversicherungsträger dazu, über das Recht des Versicherten 

auf eine Dauerrente ("Rente auf unbestimmte Zeit") ohne Bindung an den Regelungsgehalt der 

letzten "vorläufigen" Anspruchsfeststellung "erstmals" und ggf unter deren Aufhebung oder 

Änderung zu entscheiden. Er darf dabei anders als in der "vorläufigen" Bewilligung 

entscheiden, ohne dass dafür eine wesentliche Änderung gegenüber den Verhältnissen 

eingetreten sein müsste, die bei Erlass der letzten "vorläufigen" Anspruchsfeststellung 

vorgelegen hatten. Der "Vorläufigkeitsvorbehalt", welcher der Feststellung des 

Rentenanspruchs durch den Zusatz: "als vorläufige Entschädigung" beigefügt war, schließt ein 

schutzwürdiges Vertrauen des Versicherten auf diesen Verwaltungsakt insoweit aus, als 

dessen Regelung auf der Tatsache der noch nicht "abschließend" (dazu unten) einschätzbaren 

MdE beruht. Der Gesetzesbegriff "Feststellung einer Rente" auf unbestimmte Zeit bedeutet die 

Entscheidung des Trägers der gesetzlichen Unfallversicherung über das subjektiv-öffentliche 

Recht eines Versicherten auf Rente. Diese Entscheidung kann auch negativ ausfallen, also zu 

der Feststellung führen, dass ein Rentenanspruch nicht besteht (vgl BSG vom 31.3.1976 - 2 RU 

151/74 = juris RdNr 19). Dies ist grundsätzlich der Fall, wenn die MdE den Wert von 20 vH (vgl 

§ 56 Abs 1 Satz 1 SGB VII) bzw 10 vH (vgl § 56 Abs 1 Satz 2 bis 4 SGB VII) nicht erreicht. 

 

Diese Spezialvorschrift verdrängt in ihrem Anwendungsbereich die generelle Regelung des 

§ 48 SGB X, auf den sich die Klägerin berufen hat. Die in § 48 SGB X allgemein erteilte 

Ermächtigung zur Aufhebung von Verwaltungsakten ist nicht anwendbar, wenn und solange es 

speziell um die Änderung, Aufhebung oder Ersetzung von "vorläufigen" Feststellungen eines 

Rentenanspruchs in der gesetzlichen Unfallversicherung bis zum Ablauf von drei Jahren nach 

dem Versicherungsfall geht. Soweit es im Dreijahreszeitraum um deren Ersetzung durch eine 

andere "vorläufige" Regelung geht, gilt § 62 Abs 1 Satz 2 SGB VII. Danach kann der 

Vomhundertsatz der MdE innerhalb dieses Zeitraums jederzeit und anders als bei Renten auf 
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unbestimmte Zeit (vgl hierzu § 73 Abs 3 Halbs 2 SGB VII) ohne Rücksicht auf die Dauer der 

Veränderung neu festgestellt werden. Soweit es aber um deren Ersetzung durch eine 

Entscheidung über das Recht auf Dauerrente geht, gilt § 62 Abs 2 Satz 2 SGB VII. So ist es 

hier. 

 

§ 62 Abs 2 Satz 2 iVm Satz 1 SGB VII rundet das Regelungskonzept des § 62 Abs 1 SGB VII 

ab. § 62 Abs 1 Satz 1 SGB VII ermächtigt und verpflichtet den Unfallversicherungsträger, ein 

Recht des Versicherten auf Rente auf unbestimmte Zeit stets, also auch im Dreijahreszeitraum, 

dann festzustellen, wenn in tatsächlicher Hinsicht der Umfang der MdE "abschließend" 

festgestellt werden kann und die weiteren Voraussetzungen vorliegen. Nur wenn dies nicht 

möglich ist, soll (dh im Regelfall "muss") der zuständige Träger "vorläufig" entscheiden. Eine 

"abschließende" Feststellung des Umfangs der MdE hat er zu treffen, wenn die MdE, die 

aufgrund des bei Abschluss des Verwaltungsverfahrens festgestellten Sachverhalts zu 

schätzen ist, voraussichtlich über den verbliebenen Dreijahreszeitraum nach dem 

Versicherungsfall hinaus fortbestehen wird. Kann eine solche Prognose nicht gestellt werden, 

"soll" der Träger ein zwar entstandenes, aber bezüglich Dauer oder Umfang noch nicht 

"abschließend" beurteilbares Recht auf Rente feststellen, aber nur unter dem Vorbehalt 

erleichterter Abänderbarkeit im Dreijahreszeitraum (als "vorläufige Entschädigung"). Infolge der 

Bewilligung unter der spezialgesetzlich erlaubten Nebenbestimmung des Vorbehalts 

erleichterter Abänderbarkeit weiß der Versicherte, dass sich sein Rentenanspruch nach Grund 

und Höhe noch nicht verfestigt hat. § 62 Abs 2 Satz 2 SGB VII komplettiert dieses Gebot 

dadurch, dass er die erstmalige Entscheidung über das Recht auf Dauerrente im 

Dreijahreszeitraum und die dafür notwendige Aufhebung der "vorläufigen" Feststellung des 

Rentenanspruchs unabhängig davon erlaubt, ob eine wesentliche Änderung der MdE 

eingetreten ist. 

 

Das Ermächtigungskonzept des § 62 SGB VII trägt der Erfahrung Rechnung, dass sich in der 

ersten Zeit nach einem Versicherungsfall dessen gesundheitliche Folgen und deren Auswirkun-

gen auf die Erwerbsfähigkeit des Versicherten zumeist noch nicht stabilisiert haben. Die Folgen 

des Versicherungsfalls unterliegen häufig noch allmählich oder auch kurzfristig eintretenden 

Veränderungen (Burchardt in Brackmann, SGB VII, Stand Februar 2001, § 62 RdNr 5). Anpas-

sung und Gewöhnung an die Folgen eines Versicherungsfalls, etwa durch Entwicklung von 

Ausgleichsfunktionen und durch das Erlernen des Umgangs mit verletzten Gliedmaßen (vgl 

Ricke in Kasseler Komm, SGB VII, Stand 2009, § 73 RdNr 11), führen des Öfteren zu einer 

Besserung. Nicht selten verändert sich die unfallbedingte MdE in den ersten Jahren 

wechselhaft oder nimmt auch zu. 

 

§ 48 SGB X findet dagegen in folgenden drei Fallgestaltungen Anwendung: Erstens, wenn der 

Träger von Anfang an den Rentenanspruch auf Dauer festgestellt, also von der Ermächtigung 

des § 62 Abs 1 SGB VII keinen Gebrauch gemacht hat. Klarstellend ist darauf hinzuweisen, 
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dass die Vorschrift auch anwendbar ist, wenn eine als "vorläufig" gewollte Bewilligung den Vor-

behalt der erleichterten Abänderbarkeit nicht hinreichend deutlich zum Ausdruck bringt, also 

eine Feststellung über den dauerhaften Rentenanspruch verlautbart. Zweitens, wenn nach 

einer ("vorläufigen") Feststellung des Rechts unter Abänderungsvorbehalt der 

Dreijahreszeitraum abgelaufen war, sodass der Änderungsvorbehalt kraft Gesetzes entfallen 

und dadurch die ursprünglich "vorläufige" Feststellung zu einer solchen über den 

Dauerrentenanspruch geworden war (§ 62 Abs 2 Satz 1 SGB VII), jetzt aber eine abweichende 

Entscheidung über den Anspruch getroffen werden soll. Drittens, wenn eine im 

Dreijahreszeitraum ergangene Entscheidung über die Feststellung einer Dauerrente, mit der 

zugleich die Feststellung einer Rente als "vorläufige Entschädigung" aufgehoben worden war 

(§ 62 Abs 2 Satz 2 SGB VII), ihrerseits aufgehoben werden soll. 

 

Frühere Entscheidungen des Bundessozialgerichts (BSG), die zwischen den Grundlagen für 

die Feststellung der Rentenhöhe und denjenigen, die nur oder zugleich auch den Anspruch als 

solchen betreffen, unterschieden haben, sind zu § 1585 Abs 2 Satz 2 Reichsversicherungs-

ordnung ergangen (BSG vom 29.3.1957 - 2 RU 129/55 - BSGE 5, 96, 102; BSG vom 

30.10.1962 - 2 RU 225/59 - BSGE 18, 84, 87 ff; BSG vom 31.3.1976 - 2 RU 151/74 = juris 

RdNr 20). Diese Vorschrift ist mit Ablauf des 31.12.1996 außer Kraft getreten (Art 35 Nr 1 des 

Unfallversicherungs-Einordnungsgesetz <UVEG> vom 7.8.1996, BGBl I 1254). An ihre Stelle 

sind zum 1.1.1997 die Vorschriften des SGB VII, hier der auch inhaltlich geänderte § 62 Abs 2 

Satz 2, getreten (Art 1, 36 UVEG, aaO). 

 

2. Die angefochtenen Verwaltungsakte sind formell und materiell rechtmäßig. 

 

Die Beklagte hat nach Anhörung der Klägerin (§ 24 Abs 1 SGB X) noch hinreichend bestimmt 

erklärt (§ 33 Abs 1 SGB X), dass sie die Feststellung des Rechts auf Rente als vorläufige Ent-

schädigung aufhebt. Ein objektiver Erklärungsempfänger konnte dem Bescheid vom 

18.11.2003 noch entnehmen, dass dieser den Verwaltungsakt vom 2.11.2001 aufgehoben hat, 

durch den das Recht ("vorläufig") festgestellt worden war. Auch wenn dies hier aus den 

Umständen des Einzelfalls noch hinreichend erkennbar war, ist grundsätzlich darauf hinzu-

weisen, dass Rechtsklarheit und Rechtssicherheit prinzipiell gebieten, in der Aufhebungsent-

scheidung den Verwaltungsakt genau zu benennen, der aufgehoben werden soll, und auch ein-

deutig zu sagen, in welchem Umfang er aufgehoben wird. 

 

Die Voraussetzungen des § 62 Abs 2 Satz 2 SGB VII liegen vor. Die Beklagte hatte mit Be-

scheid vom 2.11.2001 festgestellt, dass die Klägerin ein Recht auf eine Rente als vorläufige 

Entschädigung hat. Der Vorbehalt erleichterter Abänderbarkeit ist nicht kraft Gesetzes entfallen 

(§ 62 Abs 2 Satz 1 SGB VII), weil der Dreijahreszeitraum bei Erlass der angefochtenen Verwal-

tungsakte noch nicht verstrichen war. Seit dem Versicherungsfall vom 26.1.2001 waren keine 
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drei Jahre vergangen. Vielmehr sind die mit Bescheid vom 18.11.2003 bekannt gegebenen und 

damit formell wirksam gewordenen Verwaltungsakte bereits zum 1.12.2003 auch materiell wirk-

sam geworden. Insoweit ist der Sachverhalt anders gelagert als derjenige, der der 

Entscheidung des Senats vom 5.2.2008 (B 2 U 6/07 R - SozR 4-1300 § 41 Nr 1) zugrunde 

gelegen hat. Dort sollte die Aufhebungsentscheidung erst nach Ablauf des Dreijahreszeitraums 

materielle Wirkung entfalten. 

 

Nach den Feststellungen des LSG (§ 163 Sozialgerichtsgesetz <SGG>) hat bei der Klägerin ab 

1.12.2003 eine MdE von weniger als 20 vH vorgelegen. An diese Feststellung ist der Senat ge-

bunden (§ 163 SGG), da sie nicht mit zulässigen und begründeten Verfahrensrügen angegriffen 

worden ist. Auch ein Stützrententatbestand (§ 56 Abs 1 Satz 2 bis 4 SGB VII) ist nicht gegeben. 

 

Im Zeitpunkt des Erlasses der angefochtenen Verwaltungsakte hat die Beklagte den Umfang 

der MdE abschließend bewerten können und müssen. Eine vorläufige Rente soll innerhalb des 

Dreijahreszeitraums nur gewährt werden, wenn die MdE noch nicht abschließend bewertet wer-

den kann (§ 62 Abs 1 Satz 1 SGB VII). Immer dann, wenn die Gesundheitssituation eines 

Versicherten eine abschließende Feststellung der MdE über den Dreijahreszeitraum hinaus 

zulässt, liegen die Voraussetzungen für eine vorläufige Bewilligung nicht mehr vor. In einem 

solchen Fall müssen die Träger über eine Rente auf unbestimmte Zeit entscheiden. Die 

Beklagte konnte die MdE der Klägerin abschließend feststellen, denn in den Gesundheitsfolgen 

der Klägerin war eine Stabilisierung erreicht, die die Prognose gerechtfertigt hat, die 

festgestellte MdE werde über den Zeitraum von drei Jahren nach dem Versicherungsfall hinaus 

in dem gegebenen Umfang fortbestehen. 

 

Sind die Voraussetzungen des § 62 Abs 2 Satz 2 SGB VII - wie hier - gegeben, hat die 

Beklagte trotz des Wortes "kann" kein Ermessen. Denn die Erkenntnis, welche MdE 

voraussichtlich über den Ablauf des Dreijahreszeitraums fortbestehen wird, ist eine 

Tatsachenfeststellung. Von ihr allein hängt es ab, ob der Versicherte wegen seines 

Versicherungsfalls überhaupt ein Recht auf Rente nach § 56 Abs 1 SGB VII hat, ggf hängt von 

ihr auch die Höhe der Rente ab. Auf sie besteht ggf ein Rechtsanspruch nach § 56 Abs 1, 3 

SGB VII, der für ein Ermessen in Bezug auf seine Feststellung durch den leistungspflichtigen 

Träger keinen Raum lässt. Das Gesetz trägt mit dem Wort "kann" nur dem Umstand Rechnung, 

dass die "abschließende" Feststellung der MdE zu einer anderen MdE als "vorläufig" 

festgesetzt, aber auch zu derselben führen kann. Es befugt und verpflichtet den Träger, die 

"abschließende" Tatsachenfeststellung ungeachtet der bisherigen MdE-Feststellungen und 

insbesondere ohne das Erfordernis einer Änderung der tatsächlichen Verhältnisse zu treffen. 

 

3. Die Leistungsklage der Klägerin ist unbegründet. Unabhängig davon, ob man von einer mit 

einer Anfechtungsklage kombinierten Leistungsklage (§ 54 Abs 4 SGG) oder einer allgemeinen 

Leistungsklage (§ 54 Abs 5 SGG, § 202 SGG iVm §§ 258, 259 Zivilprozessordnung) ausgeht, 
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kann sie keinen Erfolg haben. Die Bewilligung von Rente als vorläufige Entschädigung wurde 

rechtmäßig aufgehoben und das Nichtbestehen eines Rechts auf eine Rente auf unbestimmte 

Zeit rechtmäßig festgestellt. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 183, 193 SGG. 
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